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Gutachten für den 4. Gleichstellungsbericht veröffentlicht: 

Gleichstellung zentral für sozial-ökologische Transformation 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) begrüßt die Veröffentlichung des Gutachtens für den  

Vierten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung und würdigt die zentralen Ergebnisse. Das 

Gutachten „Gleichstellung in der sozial-ökologischen Transformation“ zeigt eindrucksvoll, 

dass Klimapolitik nur dann wirksam und gerecht sein kann, wenn sie die Dimension der Ge-

schlechtergerechtigkeit systematisch mitdenkt. 

„Das Gutachten für den Vierten Gleichstellungsbericht macht deutlich: Eine sozial-ökologische 

Transformation kann nur gelingen, wenn Gleichstellung als Querschnittsthema verankert 

wird. Der djb begrüßt insbesondere die Forderung, bestehende Normen zu hinterfragen und 

Konzepte wie eine geschlechtergerechte Stadt- und Raumplanung zu fördern, die Gemein-

wohl, Sorgearbeit und Klimaschutz verbinden“, erklärt Ursula Matthiessen-Kreuder, Präsiden-

tin des djb. 

Das Gutachten, das von einer interdisziplinär besetzten Sachverständigenkommission unter-

stützt von der Bundesstiftung Gleichstellung erarbeitet wurde, hebt hervor, dass Frauen und 

einkommensarme Gruppen von den Auswirkungen des Klimawandels besonders betroffen 

sind. Gleichzeitig sind sie in politischen Entscheidungsprozessen nach wie vor unterrepräsen-

tiert. Der djb unterstützt die Empfehlung, gerechte Teilhabe aller Geschlechter an umwelt- 

und klimarelevanten Entscheidungen sicherzustellen. Dazu braucht es mehr verfügbare Zeit, 

so dass zurecht auf die Notwendigkeit flexibler Arbeitszeitmodelle in der Erwerbsarbeit und 

diesbezüglich auf den Vorschlag des djb für ein Wahlarbeitszeitgesetz verwiesen wird. 

Ein zentrales Anliegen des Gutachtens ist die Notwendigkeit, Klimapolitik nicht einseitig tech-

nikorientiert zu gestalten. Stattdessen braucht es eine umfassende Perspektive, die gesell-

schaftliche Strukturen und Gleichstellungsfragen einbezieht. So zeigt der Bericht auf, dass ak-

tuelle Klimamaßnahmen oft männerdominierte Industrien im Fokus haben, während frauen-

dominierte Berufsbereiche, etwa im sozialen Sektor, vernachlässigt werden. Das Gutachten 

betont richtig die Verantwortung der arbeitgebenden Unternehmen, gute Arbeitsbedingun-

gen in der Transformation zu sichern und verweist hinsichtlich Regelungsmöglichkeiten auf 

die djb-Konzeption für ein Gleichstellungsgesetz in der Privatwirtschaft. 

„Gleichstellungspolitik darf nicht als Nebenschauplatz der Klimapolitik betrachtet werden. 

Vielmehr ist sie eine entscheidende Voraussetzung für eine nachhaltige und sozial gerechte 

Transformation unserer Gesellschaft“, betont Prof. Dr. Isabell Hensel, Vorsitzende der Kom-

mission Arbeits-, Gleichstellungs- und Wirtschaftsrecht im djb. Der djb fordert die zukünftige 

Bundesregierung auf, die Empfehlungen des Gutachtens aufzugreifen. 
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